Lösungen zum Prüfungsfall Handels- und Gesellschaftsrecht 12/2012:

I. Erbfall Hans Müller

1. Was passiert mit der KG infolge des Todes von Hans Müller?

Beim Tod eines Kommanditisten wird die Gesellschaft mit den Erben fortgesetzt, § 177 HGB, das heißt, die Gesellschaft wird nicht aufgelöst und der Kommanditist scheidet auch nicht aus.

Der Gesellschaftsanteil des Kommanditisten fällt an seine Erben, ohne dass es dazu einer Nachfolgeklausel wie bei der OHG bedarf. Mehrere Erben treten anstelle des Kommanditisten nicht als Erbengemeinschaft ein, die nicht Gesellschafter sein kann, sondern einzeln im Wege der Sondererbfolge.
 Dies bedeutet, dass die zur Nachfolge des Kommanditisten bestimmten Erben jeweils eigenständige Gesellschaftsanteile im Umfang ihrer Erbquoten erhalten.

[Exkurs
Wie sieht die Rechtslage beim Tod eines Gesellschafters einer OHG aus?

Bei der OHG führt der Tod eines Gesellschafters zu dessen Ausscheiden aus der Gesellschaft, aber nicht zu deren Auflösung (§ 131 Abs. 3 Nr. 1 HGB). Die Gesellschaft wird von den verbleibenden Gesellschaftern ohne den Rechtsnachfolger des verstorbenen Gesellschafters fortgesetzt. Im Fall des Ausscheidens eines Gesellschafters durch Tod erfolgt die Auseinandersetzung der verbleibenden Gesellschafter mit den Erben des verstorbenen Gesellschafters. Der Abfindungsanspruch der Erben ist dabei auf den Anteil am Gesellschaftsvermögen gerichtet, den sie bei Auflösung der Gesellschaft und Auseinandersetzung erhalten würden.]

2. Wie beurteilen Sie die Zulässigkeit der Testamentsvollstreckung am KG-Anteil? Welche Rechte hat gegebenenfalls der Testamentsvollstrecker?

a) Zulässigkeit einer Testamentsvollstreckung

Eine Testamentsvollstreckung kann sich auf einen Kommanditanteil beziehen, sofern die übrigen Gesellschafter einverstanden sind oder der Gesellschaftsvertrag es vorsieht.
 Ist am Nachlass eine Testamentsvollstreckung angeordnet, erfasst sie auch die im Wege der Sonderrechtsnachfolge übergegangenen Gesellschaftsanteile, sofern das im Gesellschaftsvertrag vorgesehen ist oder die übrigen Gesellschafter zustimmen.

b) Welche Aufgaben und Befugnisse hat der Testamentsvollstrecker?

Allein der Testamentsvollstrecker ist, soweit der Erblasser ihm nicht nur beschränkte Rechte eingeräumt hat, nach §§ 2205, 2211 BGB befugt, die Rechte und Pflichten der Erben hinsichtlich des Kommanditanteils auszuüben und über den Anteil zu verfügen.
 

Dabei ist das Recht auf Geschäftsführung (§ 164 HGB) und auf Vertretung (§ 170 HGB) ausgeschlossen. Ein Widerspruchsrecht hat der Kommanditist nur bei über den gewöhnlichen Betrieb des Handelsgewerbes hinausgehenden Geschäften, § 164 S. 1 HS 2 HGB. Der Testamentsvollstrecker hat dagegen das Recht, eine Abschrift des Jahresabschlusses zu verlangen und dessen Richtigkeit unter Einsicht der Bücher und Papiere zu prüfen (§ 166 HGB). Darüber hinaus steht ihm ein Recht auf Beteiligung am Gewinn zu, §§ 167 ff. HGB.

Eine sich aus dem Gesellschaftsrecht ergebende Einschränkung besteht lediglich insoweit, als er die persönliche und nicht auf den Nachlass beschränkbare Haftung der Kommanditistenerben nach §§ 128, 171, 172 Abs. 4 HGB nicht erweitern darf (z. B. durch Kapitalerhöhungen).

3. Ist die Eintragung eines Testamentsvollstreckervermerks im Handelsregister möglich oder gar verpflichtend?

Für die Dauertestamentsvollstreckung hat der BGH mit Beschluss vom 14.2.2012
 eine Eintragungsfähigkeit eines Testamentsvollstreckervermerks bejaht.

Dagegen hält der BGH den Testamentsvollstreckervermerk nicht für eintragungspflichtig.

4. Wer müsste die Rechtsänderung aufgrund Erbfolge samt Testamentsvollstreckervermerk anmelden und in welcher Form? Welche Unterlagen wären beizufügen?

Den durch die Vererbung eines Kommanditanteils eintretenden Gesellschafterwechsel hat, wenn Testamentsvollstreckung angeordnet ist, der Testamentsvollstrecker zum Handelsregister anzumelden.

Zudem müssen sämtliche anderen Gesellschafter anmelden,
 das heißt Elfriede Müller, Franz Müller und die Müller GmbH, vertreten durch ihren Geschäftsführer. 

Es muss angemeldet werden, dass die Erben im Wege einer Sondererbfolge mit den jeweiligen Teilbeträgen in die Gesellschaft als Kommanditisten eingetreten sind.
 Zudem ist die Testamentsvollstreckung zur Eintragung anzumelden.

Anmeldungen zur Eintragung in das Handelsregister sind elektronisch in öffentlich beglaubigter Form einzureichen, § 12 HGB. 

Der Anmeldung sind das TV-Zeugnis und der Erbschein gemäß§ 12 HGB beizufügen. Hierfür genügt grundsätzlich die Übermittlung eines zur Abbildung des TV-Zeugnisses bzw. des Erbscheins hergestellten, beglaubigten elektronischen Dokuments, falls der Beglaubigungsvermerk zeitnah zur anschließenden Übermittlung zum Handelsregister erstellt und darin bezeugt wurde, dass dem Notar jeweils eine Ausfertigung vorgelegen hat.

II. Übertragung des KG-Anteils

1. Kann Frau Elfriede Müller ihren Anteil auf ihren Sohn übertragen bzw. unter welchen Voraussetzungen ist dies möglich? Welcher Form bedarf der Übertragungsvertrag?

Die Abtretung eines KG-Anteils bedarf stets der Zustimmung aller Gesellschafter.
 Diese kann generell bereits im Gesellschaftsvertrag enthalten sein oder anlässlich der Übertragung erklärt werden.

Grundsätzlich bedürfen weder die Übertragung des Anteils an einer Personengesellschaft (§§ 413, 398 BGB) noch das ihr zu Grunde liegende schuldrechtliche Geschäft einer bestimmten Form und zwar auch dann nicht, wenn zum Vermögen der Gesellschaft Gegenstände gehören, deren Übertragung selbst formbedürftig wäre.
 Übertragungsgegenstand ist nicht der Anteil an diesen Gegenständen, sondern die Mitgliedschaft.
 Der notariellen Form bedarf hingegen das Schenkungsversprechen, § 518 BGB. Der Formmangel wird zwar durch die wirksame Anteilsübertragung geheilt. Kann die Anteilsübertragung allerdings nicht sofort wirksam werden, etwa weil die Zustimmung eines Mitgesellschafters noch aussteht bzw. vorerst verweigert wird, ist notarielle Beurkundung zwingend erforderlich. Nur in Ausnahmefällen (Einbringung von Grundstücken oder GmbH-Geschäftsanteilen) bedarf das Verpflichtungsgeschäft dem Formerfordernis des § 311b Abs. 1 BGB oder § 15 Abs. 4 GmbHG.

2. Unter welchen Voraussetzungen kann ein Sonderrechtsnachfolgevermerk im Handelsregister eingetragen werden und welchen Vorteil hat die Sonderrechtsnachfolge in einen KG-Anteil?

Mit der Sonderrechtsnachfolge lässt sich weitgehend die Haftung der beteiligten Gesellschafter vermeiden, die Folge der Auswechslung eines Kommanditisten im Wege des Ein- und Austritts wäre.
 Bei der Sonderrechtsnachfolge wird der Kapitalanteil des ausscheidenden Gesellschafters auf den eintretenden Gesellschafter umgebucht.

Nach der Rechtsprechung setzt die Vermeidung der doppelten Kommanditistenhaftung voraus, dass die Sonderrechtsnachfolge im Handelsregister eingetragen wird.
 Dies geschieht durch den Sonderrechtsnachfolgevermerk in Spalte 5.

Durch den Rechtsnachfolgevermerk wird für den Rechtsverkehr ersichtlich, dass kein Gesellschafterwechsel durch Ein- und Austritt mit den Haftungsfolgen der §§ 160 Abs. 1, 161 Abs. 2, 172 Abs. 4 und 173 HGB vorliegt.

In der Praxis setzt die Eintragung des Rechtsnachfolgevermerks die Abgabe der sogenannten Abfindungsversicherung gegenüber dem Handelsregister voraus. Danach haben der oder die vertretungsberechtigten Gesellschafter und der ausscheidende Kommanditist zu versichern, dass der ausscheidende Kommanditist keine Abfindung von der Gesellschaft erhalten hat und ihm eine solche auch nicht versprochen worden ist.
 Anhand dieser Versicherung soll das Gericht prüfen können, ob ein Fall der Sonderrechtsnachfolge oder ein Gesellschafterwechsel in Form des getrennten Ein- und Austritts vorliegt.

3. Wie stellt man den Wunsch des Sohnes Matthias Müller sicher, die Haftung mit seinem Vermögen auszuschließen?

Umstritten ist, ob der Kommanditist, der im Wege der Sonderrechtsnachfolge in die Gesellschaft eintritt, gemäß § 176 Abs. 2 HGB für die in der Zeit zwischen seinem Eintritt und dessen Eintragung in das Handelsregister begründeten Gesellschaftsverbindlichkeiten haftet. Der BGH bejaht diese Haftung.

Einer etwaigen Haftung kann dadurch begegnet werden, dass der dingliche Übergang des Kommanditanteils und damit der Eintritt in die Gesellschaft unter die aufschiebende Bedingung der Eintragung des Kommanditistenwechsels gestellt wird.

4. Wer muss die Übertragung des KG-Anteils zum Handelsregister anmelden?

Die Anmeldung ist von allen Gesellschaftern zu bewirken.
 Unterlagen sind keine beizufügen.
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